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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1.
stellt fest, dass die zunehmende wirtschaftliche und politische Macht Chinas zu seinem wachsenden Engagement in Afrika geführt hat; ist der Auffassung, dass die Europäische Union ihre Beziehungen sowohl zu Afrika als auch zu China in einem globalen Kontext sehen sollte; würde eine gemeinsame, multilaterale EU-Position diesbezüglich begrüßen;
2.
stellt fest, dass Afrika im Hinblick auf seine politische, soziale und wirtschaftliche Entwicklung eine sehr heterogene Region darstellt und dass es dort zahllose regionale Organisationen gibt; ist daher der Ansicht, dass ein differenziertes Konzept für diese Region vonseiten Chinas erforderlich ist;
3.
stellt fest, dass Chinas überwiegend bilateraler Ansatz bezüglich Afrika dem in erster Linie multilateralen Ansatz der EU zuwiderläuft und dass seine Politik der Nichteinmischung und seine nachsichtige Haltung gegenüber fragwürdigen Regimen wie in Sudan und Simbabwe Grund zur Besorgnis geben könnten; begrüßt und ermutigt dennoch die jüngsten Tendenzen in der chinesischen Politik gegenüber Afrika, da China sich seiner Verantwortung als bedeutender globaler Akteur zunehmend bewusst zu werden scheint;
4.
fordert die chinesische Regierung auf, die Grundsätze der Demokratie und des guten Regierens und die Menschenrechte in ihren Beziehungen zu Afrika zu wahren;
5.
stellt fest, dass im November 2006 der dritte Gipfel des Forums für chinesisch-afrikanische Zusammenarbeit (FOCAC) in Peking stattfand und dass bei diesem Anlass eine Erklärung angenommen wurde, in der die Schaffung „einer neuen Art von strategischer Partnerschaft“ zwischen China und Afrika verkündet wurde; begrüßt diese Zusammenarbeit, die sowohl der Herausforderung der wirtschaftlichen Globalisierung gerecht wird als auch die gemeinsame Entwicklung fördert, bedauert jedoch, dass eine Reihe afrikanischer Staaten, die Taiwan anerkannt haben, davon ausgeschlossen sind;
6.
ist der Auffassung, dass angesichts des Engagements Chinas in Afrika eine Zusammenarbeit mit Afrika im Bereich der EU-Energie-Außenpolitik eine größere Bedeutung einnehmen sollte; wünscht eine aktive energiepolitische Zusammenarbeit zwischen der Region und der EU;
7.
hält es für wünschenswert, dass Chinas Engagement in Afrika nicht nur die energiepolitisch interessanten Nationen einbezieht, sondern dass eine Kooperation mit alle Staaten Afrikas in Erwägung gezogen wird;
8.
begrüßt Chinas Bereitschaft zu einer praktischen Zusammenarbeit mit afrikanischen Ländern, ohne sie zu bevormunden; stellt fest, dass eine derartige Zusammenarbeit pragmatischer Natur ist; bedauert in diesem Zusammenhang Chinas Zusammenarbeit mit repressiven Regimen in Afrika; weist darauf hin, dass es wünschenswert wäre, politische Bedingungen an die Zusammenarbeit zu knüpfen, und dass Menschenrechte und Umweltstandards eine größere Rolle spielen sollten;
9.
nimmt die ökologischen Auswirkungen der Präsenz Chinas in Afrika zur Kenntnis; fordert China auf, ein verantwortungsvolles Umwelt- und Ressourcenmanagement zu betreiben, und zwar sowohl in China als auch in Afrika;

10.
empfiehlt der Kommission, mit den chinesischen Behörden einen spezifischen Dialog mit dem Ziel aufzunehmen:


a)
den Druck der Europäischen Union und Chinas auf Afrika dahingehend zu harmonisieren, dass es die von ihm unterzeichneten internationalen Übereinkommen, Vereinbarungen und Verträge über Waffenkäufe, Menschenrechte, gute Regierungsführung und Umweltschutz besser respektiert;


b)
die Durchführbarkeit einer dreiseitigen Partnerschaft zwischen China, der Europäischen Union und den Ländern Afrikas mit dem Ziel zu prüfen, die Entwicklungshilfe zu verstärken, die Zahl der unterstützten Projekte zu vervielfachen und sie besser in die Millennium-Entwicklungsziele und in die Respektierung der Regelungen und Übereinkommen der Vereinten Nationen zu integrieren;
11.
unterstützt die EU-Afrika-Strategie von Lissabon; fordert ferner einen verbesserten, auf Einbeziehung ausgerichteten politischen Dialog über Afrika zwischen der EU, China und Afrika;
12.
ist der Ansicht, dass die Rolle neuer externer Akteure und politischer Kräfte, die in Afrika in Erscheinung treten, insbesondere China, ebenso eine Neubewertung der „strategischen Partnerschaft“ EU-Afrika erforderlich gemacht hat;
13.
ist der Ansicht, dass das Engagement Chinas in Afrika einerseits und die neu eingeleitete strategische Partnerschaft EU-Afrika andererseits miteinander vereinbar sein sollten;
14.
stellt fest, dass China als ein Land gilt, das sich nachdrücklich um Handelsbeziehungen mit afrikanischen Ländern bemüht; dringt bei China darauf, in diesem Zusammenhang elementare Arbeitsnormen zu respektieren, da in Afrika tätige chinesische Unternehmen häufig beschuldigt werden, die ILO-Normen nicht einzuhalten;
15.
fordert die EU und China auf, in Ausbildung und Bildung in Afrika zu investieren, da qualifizierte Arbeitnehmer die Grundlage einer unabhängigeren Entwicklung sind;
16.
bringt vor dem Hintergrund der jüngsten Verfassungsreform durch die chinesischen Behörden, durch die die Befugnis zur Verhängung der Todesstrafe ausschließlich dem Obersten Gerichtshof übertragen wird (zuvor konnte ein örtlicher Richter eine solche Strafe verhängen), die Hoffnung zum Ausdruck, dass die neue Dimension der chinesischen Präsenz in Afrika sich allgemein positiv für die Verstärkung der Menschenrechtsstandards in Afrika auswirken wird.
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